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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 RJ 173/98 A
Datum 16.09.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 RJ 639/99
Datum 18.06.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 16.
September 1998 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 30.
November 1994 hinaus.

Der in Belgrad am 1948 geborene KlÃ¤ger hat in seinem Heimatland den Beruf
eines Kraftwagen-Klempners erlernt. Nach dem Zeugnis vom 24. Juni 1969 begann
die Lehre am 2. Juli 1964, die Schulzeit endete nach zwei Jahren, die
AbschlussprÃ¼fung erfolgte im September 1967. In Deutschland war er vom 4. Mai
1970 bis 1. August 1970 als Autoflaschner bei der Firma R. sowie vom 11. Februar
1971 bis 3. MÃ¤rz 1971 bei der Firma Auto K. als Arbeiter versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt; weitere vom KlÃ¤ger benannte Zeiten (1969 bis 1975) sind nicht
nachgewiesen. Neben Zeiten in Ã�sterreich (1979 bis 1986) war er nach seinen
eigenen Angaben zuletzt ab 1986 bis zur Aufgabe der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
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zum 15.09.1993 in Jugoslawien als Fuhrunternehmer tÃ¤tig, zuletzt (12. September
1991 bis 15. September 1993) war er dort arbeitsunfÃ¤hig krank. Ein Anspruch auf
jugoslawische Invalidenrente besteht ab 16. September 1993.

Den Rentenantrag vom 15. November 1992 lehnte die Landesversicherungsanstalt
Niederbayern-Oberpfalz (LVA) wegen fehlender Mitwirkung zunÃ¤chst ab (Bescheid
vom 14. MÃ¤rz 1994). Mit Bescheid vom 9. August 1994 erkannte sie zwar dem
Grunde nach einen Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Zeit ab 15.
November 1992 an. Bei einer versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung von weniger
als 12 Monaten in Deutschland (hier sechs Monate) bestehe nach Art.25 Abs.1 des
deutsch-jugoslawischen Abkommens vom 12. Oktober 1968 kein Rentenanspruch.
Dementsprechend lehnte auch die LVA Oberbayern einen Anspruch nach dem
deutsch-Ã¶sterreichischen Sozhialversicherungsabkommen ab (Bescheid vom 2.
Dezember 1994). Dem weiteren Antrag des KlÃ¤gers, fÃ¼r in Deutschland
zurÃ¼ckgelegte, jedoch nicht nachge- wiesene Zeiten BeitrÃ¤ge nachzahlen zu
dÃ¼rfen, wurde nicht entsprochen. Vielmehr gewÃ¤hrte die Beklagte unter
Anerkennung von Zurechnungszeiten bei einem Versicherungsfall vom 15.
November 1992 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit ab 1. Juni 1993 bis 30. November
1994, nach Vorlage der Abmeldung des Gewerbebetriebes Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit vom 1. April 1994 bis 30. November 1994 (Bescheide vom 28.
November 1995 und 23. Oktober 1996).

Den Antrag vom 15. Mai 1996 auf WeitergewÃ¤hrung von Rente Ã¼ber den 30.
November 1994 hinaus lehnte die Beklagte, gestÃ¼tzt auf die stationÃ¤re
Untersuchung in Regensburg im Juni 1997 mit internistischer Begutachtung, ab.
Trotz der vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen (koronare 1-GefÃ¤Ã�-Erkrankung
mit Zustand nach Herzinfarkt in 9/91 und Reininfarkt in 10/01, psychovegetatives
Syndrom und kardiovaskulÃ¤re Risikofaktoren) sei der KlÃ¤ger wieder in der Lage,
vollschichtig leichte Arbeiten ohne Akkord- oder Nachtschichtarbeit und ohne
besondere Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit zu verrichten. Ein
Berufsschutz als Facharbeiter bestehe nicht. Der jugoslawische Gesellenbrief als
Autoklempner (Autospengler) genÃ¼ge nicht, Zeugnisse deutscher Arbeitgeber
Ã¼ber eine entsprechende qualifizierte TÃ¤tigkeit lÃ¤gen trotz Nachfragen nicht
vor. Der Widerspruch blieb ohne Erfolg. Selbst wenn eine FacharbeitertÃ¤tigkeit
nachgewiesen werden kÃ¶nne, sei der KlÃ¤ger auf TÃ¤tigkeiten als Mechaniker im
industriellen GerÃ¤tebau, als Teileausgeber in grÃ¶Ã�eren Kfz-Betrieben und als
Hausmeister in grÃ¶Ã�eren Wohnanlagen verweisbar (vgl. Bescheid vom 7. August
1997, Widerspruchsbescheid vom 15. Dezember 1997).

Dagegen richtet sich die Klage zum Sozialgericht Landshut (SG). Es bestehe
weiterhin ErwerbsunfÃ¤higkeit, eine Untersuchung durch GerichtssachverstÃ¤ndige
werde beantragt. Im Auftrag des SG hat die Ã�rztin Dr.T. im September 1998 ein
Gutachten nach Untersuchung erstellt. Beim KlÃ¤ger bestehe eine koronare
Herzerkrankung bei Zustand nach Herzinfarkt, ein Bluthochdruck, ein Diabetes
mellitus sowie ein psychovegetatives Syndrom. Er kÃ¶nne noch leichte Arbeiten auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu ebener Erde, ohne besonderen Zeitdruck und
ohne Wechsel- und Nachtschicht vollschichtig verrichten. Nicht mehr mÃ¶glich
seien TÃ¤tigkeiten als Autoklempner oder als Kraftfahrer.
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Durch Urteil vom 16. September 1998 hat das SG, gestÃ¼tzt auf das medizinische
Beweisergebnis, die Klage abgewiesen. Es sei nicht nachgewiesen, dass der KlÃ¤ger
in Deutschland zuletzt als Karosseriespengler (Autoklempner) versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt gewesen sei. Er sei nach dem sogenannten Mehrstufenschema des
BSG hÃ¶chstens als oberer Angelernter einzustufen und daher auf einfache, leichte
TÃ¤tigkeiten wie die eines einfachen PfÃ¶rtners zumutbar verweisbar.

Der KlÃ¤ger hat am 2. MÃ¤rz 1999 fristgemÃ¤Ã� Berufung zum Bayer.
Landessozialgericht (LSG) eingelegt. Er habe bereits Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit bezogen, eine solche stehe ihm auch weiterhin zu.

Der Senat hat AuskÃ¼nfte des Arbeitgebers R. sowie der Innungskrankenkasse
(IKK) beigezogen und den Angiologen und Internisten Dr.H. zum gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen bestellt. In seinem Gutachten nach Untersuchung vom 15.
Januar 2002 fÃ¼hrt er als GesundheitsstÃ¶rungen auf: eine medikamentÃ¶s gut
eingestellte arterielle Hypertonie, eine ErhÃ¶hung der Blutfettwerte, eine
ErhÃ¶hung der HarnsÃ¤ure, einen tablettenpflichtigen Diabetes mellitus Typ II, eine
koronare Herzerkrankung mit Zustand nach zweimaligem Infarkt, einen diffusen
Leberparenchymschaden sowie einen Zustand nach reaktivierter Depression im Jahr
1997. Das vollschichtige LeistungsvermÃ¶gen sei qualitativ eingeschrÃ¤nkt auf
leichte Arbeiten in Wechselhaltung. Unzumutbar seien das Heben und Tragen von
Lasten Ã¼ber 7,5 kg ebenso wie Arbeiten unter Stress, wie Akkordarbeiten mit
ausschlieÃ�licher Nachtschicht sowie Tag-/Nachtwechselschicht; eine
Tagwechselschicht sei hingegen zumutbar. TÃ¤tigkeiten als Autoklempner
kÃ¶nnten â�� anders als TÃ¤tigkeiten als PfÃ¶rtner und auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt â�� nicht mehr geleistet werden.

Nach Erhalt des Gutachtens Ã¼bersandte der KlÃ¤ger einen Entlassungsbericht des
Neuropsychiatrischen Krankenhauses Dr.L. L. in Belgrad sowie Befundberichte des
Neuropsychiaters Dr.J â�¦ Der SozialÃ¤rztliche Dienst der Beklagten wies in einer
Stellungnahme vom 15. April 2002 darauf hin, dass sich aus den Ã¼bersandten
Unterlagen keine neuen Gesichtspunkte ergeben kÃ¶nnten. Mit Ausnahme einer
Bescheinigung vom 19. Februar 2002 stammten die Unterlagen aus der Zeit vor der
letzten Untersuchung durch den Gutachter Dr.H. am 15. Januar 2002. Die
Bescheinigung vom 19. Februar 2002 beinhalte aber keine neuen Befunde, sondern
lediglich eine abweichende Auffassung.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts Landshut vom 16.
September 1998 sowie des Bescheides vom 7. August 1997 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15. Dezember 1997 zu verurteilen, ihm Ã¼ber den
30. November 1994 hinaus Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Dauer zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 16.
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September 1998 zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren die
Prozessakten beider RechtszÃ¼ge sowie die Verwaltungsakten der Beklagten. Auf
deren Inhalt, insbesondere den der vorbereitenden SchriftsÃ¤tze der Beteiligten und
der Gutachten der medizinischen SachverstÃ¤ndigen, wird ergÃ¤nzend Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte (Â§ 151 Abs.1, Â§ 153 Abs.1 i.V.m. Â§ 87 Abs.1
Satz 2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) sowie statthafte (Â§ 144 Abs.1 Satz 2 SGG)
Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet. Das angefochtene
Urteil des SG Landshut vom 16. September 1998 ist nicht zu beanstanden, weil der
KlÃ¤ger gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit und auch keinen Anspruch auf eine Rente wegen
Erwerbsminderung hat.

Der Anspruch auf Versichertenrente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit bei
der Antragstellung vor dem 31. MÃ¤rz 2001 (hier am 15. Mai 1996) ist nach den
Vorschriften des SGB VI in der bis 31. Dezember 2000 geltenden Fasung (a.F.) zu
beurteilen, soweit ein Anspruch vor dem 1. Januar 2001 geltend gemacht wird (vgl. 
Â§ 300 Abs.2 SGB VI). FÃ¼r den Anspruch sind aber auch die Vorschriften des SGB
VI in der ab 1. Januar 2001 geltenden Fassung (n.F.) maÃ�gebend, soweit
(hilfsweise) Rente wegen Erwerbsminderung fÃ¼r die Zeit nach dem 31. Dezember
2000 begehrt wird (vgl. Â§ 300 Abs.1 SGB VI).

Rechtsgrundlage sind die Â§Â§ 43, 44 SGB VI (a.F.). Neben der allgemeinen
Wartezeit sind die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen zum
Zeitpunkt der Antragstellung nach Â§ 43 Abs.1 Nr.2, Abs.3, Â§ 44 Abs.1 Nr.2, Abs.4
SGB VI (a.F.) in Ã�bereinstimmung mit der Beklagten erfÃ¼llt.

Der KlÃ¤ger ist jedoch weder erwerbs- noch berufsunfÃ¤hig.

Zur Beurteilung des zunÃ¤chst nach Â§ 43 Abs.2 Satz 1 bzw. Â§ 44 Abs.2 Satz 1
SGB VI a.F. festzustellenden beruflichen LeistungsvermÃ¶gens stÃ¼tzt sich der
Senat auf die vom Sozialgericht gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige Dr.T. sowie
insbesondere auf die Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen Dr.H. , der den KlÃ¤ger
am 15. Januar 2002 persÃ¶nlich untersucht hat. Danach besteht bei dem KlÃ¤ger
eine medikamentÃ¶s gut eingestellte arterielle Hypertonie, eine
HyperlipoproteinÃ¤mie, eine HyperuricÃ¤mie, ein Diabetes mellitus II
(tablettenpflichtig), eine koronare Herzerkrankung mit Zustand nach zweimaligem
inferioren Myokardinfarkt 1992 (RCA-Verschluss) mit stabiler Angina pectoris und
guter linksventrikulÃ¤rer Funktion sowie ein diffuser Leberparenchymschaden.

Aufgrund dieser GesundheitsstÃ¶rungen ist der KlÃ¤ger jedenfalls seit dem 1.
Dezember 1994 noch in der Lage, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt leichte
Arbeiten sowohl im Gehen, Stehen und Sitzen und sowohl im Freien als auch in
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geschlossenen RÃ¤umen zu verrichten. Unzumutbar sind das Heben und Tragen
von Lasten Ã¼ber 7,5 Kilo ebenso wie Arbeiten unter Stress wie Akkordarbeiten
sowie Arbeiten mit ausschlieÃ�licher Nachtschicht sowie Tag-/Nachtwechselschicht,
wÃ¤hrend Tagwechselschicht zumutbar ist.

Damit wird der KlÃ¤ger in seinen TÃ¤tigkeiten aus dem Berufskreis eines
Autoklempners in seiner ErwerbsfÃ¤higkeit beeintrÃ¤chtigt. Bei TÃ¤tigkeiten aus
dem Berufskreis eines PfÃ¶rtners ist der KlÃ¤ger dagegen durch diese
GesundheitsstÃ¶rungen in seiner ErwerbsfÃ¤higkeit nicht beeintrÃ¤chtigt. FÃ¼r
TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt liegen durch die
GesundheitsstÃ¶rungen bedingte mittelgradige BeeintrÃ¤chtigungen vor. Alle
zumutbaren beruflichen TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnen aber noch bis zu acht Stunden
tÃ¤glich (vollschichtig) durchgefÃ¼hrt werden.

Der KlÃ¤ger ist grundsÃ¤tzlich auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar. Nach
den Feststellungen des Dr.H. kann der KlÃ¤ger auch den Beruf eines Autoklempners
bzw. Karosseriespenglers noch vollschichtig ausÃ¼ben. Ob aufgrund der bei dieser
BerufstÃ¤tigkeit bestehenden BeeintrÃ¤chtigungen dieser Beruf dem KlÃ¤ger noch
zumutbar ist, ist jedoch nicht nÃ¤her zu prÃ¼fen, da fÃ¼r den KlÃ¤ger insoweit
kein Berufsschutz besteht. Der KlÃ¤ger hat den Beruf eines Autoklempners in seiner
Heimat erlernt. Die AbschlussprÃ¼fung erfolgte nach Ende des zweiten Schuljahres.
Daraus lÃ¤sst sich schlieÃ�en, dass die Ausbildung nur insgesamt zwei Jahre
gedauert hat und damit grundsÃ¤tzlich nicht einer Facharbeiterausbildung in
Deutschland entspricht (vgl. Kasseler Kommentar, Â§ 43 Rdnr.10 Ziffer 1). Der
KlÃ¤ger war vom 11. Februar 1971 bis 3. MÃ¤rz 1971 bei der Firma K. in B.
beschÃ¤ftigt und unter der Kennziffer "111", also als ungelernter Arbeiter, gemeldet
worden. NÃ¤here AuskÃ¼nfte Ã¼ber diese TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers konnten nicht
mehr ermittelt werden. In der Zeit vom 4. Mai 1970 bis 1. August 1970 war der
KlÃ¤ger dann noch bei der Firma R. in B. beschÃ¤ftigt, einer Firma, die im
Karosseriebau tÃ¤tig ist. Auch hierzu konnten keine nÃ¤heren Angaben ermittelt
werden. Der KlÃ¤ger hat insgesamt nur sechs Monate Beitragszeit in Deutschland.
Ein Berufsschutz lÃ¤sst sich aus dieser kurzzeitigen TÃ¤tigkeit nicht ableiten. Zwar
muss ein Beruf, um als bisheriger Beruf im Sinne des Absatzes 2 des Â§ 43 SGB VII
a.F. zu gelten, nicht 60 Monate ausgeÃ¼bt worden sein. Er kann aber nicht als
bisheriger Beruf zugrunde gelegt werden, wenn er bereits vor ErfÃ¼llung der
Wartezeit aufgegeben wurde (Kasseler Kommentar, Â§ 43 Rdnr.28). Der KlÃ¤ger hat
in seiner Heimat zwar den Beruf eines Autoklempners erlernt; ob diese Ausbildung
einer deutschen Ausbildung entspricht, kann aber ebenfalls dahingestellt bleiben,
denn er hat nach Ausbildung und Wehrdienst in Jugoslawien in Deutschland nur
sechs Monate gearbeitet und ist sodann in seine Heimat zurÃ¼ckgekehrt, wo er als
selbstÃ¤ndiger Fuhrunternehmer tÃ¤tig war. Dies bedeutet, dass der KlÃ¤ger bei
Aufgabe des Berufes als Autoklempner die Wartezeit fÃ¼r einen Berufsschutz â��
auch unter BerÃ¼cksichtigung jugoslawischer Versicherungszeiten â�� noch nicht
erfÃ¼llt hatte.

Eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere
spezifische Leistungsbehinderung, die ausnahmsweise die Benennung einer
konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit bei Versicherten, die auf dem allgemeinen
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Arbeitsmarkt verweisbar sind, erforderlich machen wÃ¼rde, liegen bei dem KlÃ¤ger
nicht vor. So erscheinen die LeistungseinschrÃ¤nkungen in ihrer Mehrzahl nicht
geeignet, das Feld kÃ¶rperlich leichter Arbeiten zusÃ¤tzlich wesentlich einzuengen.
Insbesondere kann sich der KlÃ¤ger nach Auffassung aller SachverstÃ¤ndigen,
denen sich der Senat anschlieÃ�t, auch auf andere als die bisher ausgeÃ¼bten
TÃ¤tigkeiten umstellen. EinschrÃ¤nkungen hinsichtlich der WegefÃ¤higkeit
bestehen nicht. ZusÃ¤tzliche Pausen Ã¼ber die betriebsbedingten hinaus sind nach
den Feststellungen von Dr.H. aufgrund der Diabetes-Erkrankung des KlÃ¤gers nicht
erforderlich.

Nach den Feststellungen von Dr.H. und Dr.T. hat sich der Gesundheitszustand des
KlÃ¤gers seit Juni 1992, dem Zeitpunkt des Myokardinfarktes, nicht mehr
geÃ¤ndert. Daran Ã¤ndert auch nichts, dass die Beklagte â�� mÃ¶glicherweise
ohne Rechtsgrundlage â�� dem KlÃ¤ger mit Bescheiden vom 29. November 1995
und 23. Oktober 1996 vom 1. Juli 1993 bis 31. MÃ¤rz 1994 eine Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit und fÃ¼r die Zeit vom 1. April 1994 bis 30. November 1994 eine
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gezahlt hat. Jedenfalls ab 1. Dezember 1994 ist
nach Auffassung aller vom SG und dem Senat gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen bei
dem KlÃ¤ger noch kein Gesundheitszustand erreicht, der eine zeitliche
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens mit der Folge eines Rentenanspruchs
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit zur Folge haben kÃ¶nnte.

Zudem hat der GroÃ�e Senat des BSG entschieden (vgl. Beschluss vom 19.
Dezember 1996, GS 2/95, in SozR 3-2600 Â§ 44 SGB VI Nr.8), dass der Katalog zur
Verschlossenheit des Arbeitsmarktes insbesondere bei Ã¤lteren, arbeitslosen,
ungelernten bzw. angelernten Versicherten keiner Erweiterung bedarf. Das Risiko,
auf eine dem verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen entsprechende Arbeitsstelle
vermittelt zu werden, fÃ¤llt in den Risikobereich der Arbeitslosenversicherung (vgl.
schon BSGE 56, 69; 44, 39).

Die vom KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten am 5. MÃ¤rz 2002 Ã¼bersandten Unterlagen
sind nicht geeignet, die Feststellungen in den Gutachten von Dr.H. und auch von
Dr.T. in Frage zu stellen. Sie stammen zum Teil aus der Zeit unmittelbar nach der
Begutachtung in Landshut durch die Ã¤rztliche SachverstÃ¤ndige Dr.T. am 14.
September 1998; sie stammen aber mit Ausnahme eines Berichtes vom 19. Februar
2002 alle aus der Zeit vor der Begutachtung und Untersuchung durch Dr.H â�¦ Der
kurz nach der Begutachtung durch Dr.H. am 15. Januar 2002 erstellte Bericht von
Dr.J. vom 19. Februar 2002 enthÃ¤lt gegenÃ¼ber den vorherigen Berichten keine
neuen Befunde, sondern lediglich erneut eine abweichende sozialmedizinische
Beurteilung gegenÃ¼ber den Gutachten von Dr.H. und Dr.T. , wie bereits die
frÃ¼heren Berichte. Dass der KlÃ¤ger nach dem Recht seines Herkunftslandes
Anspruch auf Invalidenrente hat, fÃ¼hrt nicht zwingend dazu, dass er auch in
Deutschland Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit bzw. Rente wegen
Erwerbsminderung beanspruchen kÃ¶nnte. Ein solcher Anspruch gegen einen
deutschen RentenversicherungstrÃ¤ger ist nÃ¤mlich unabhÃ¤ngig davon allein
nach deutschen Rechtsvorschriften und entsprechend den hiesigen
sozialmedizinischen GrundsÃ¤tzen festzustellen. Etwas anderes ergibt sich auch
nicht aus dem zwischenstaatlichen Sozialversicherungsabkommen.
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Auch nach dem ab 1. Januar 2001 geltenden Recht des SGB VI (vgl. Â§Â§ 43, 240
SGB VI n.F.) hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf eine Rente wegen
Erwerbsminderung, da hiernach â�� wie bisher â�� ein Rentenanspruch jedenfalls
dann ausgeschlossen ist, wenn ein Versicherter â�� wie der KlÃ¤ger â�� einen
zumutbaren anderen Beruf als den bisherigen vollschichtig ausÃ¼ben kann.

Nach alledem hat der KlÃ¤ger Ã¼ber den 30. November 1994 hinaus keinen
Anspruch auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Die Berufung war daher
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 193 SGG beruht auf der ErwÃ¤gung, dass die
Berufung des KlÃ¤gers erfolglos blieb.

GrÃ¼nde, die Revision nach Â§ 160 Abs.2 SGG zuzulassen, sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 14.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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